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Urteile gegen Attentäter 
von Brüssel
Brüssel.   Im Mammutprozess um 
die Brüsseler Terroranschläge mit 32 
Todesopfern vom Frühjahr 2016 sind 
zwei Hauptverdächtige schuldig ge-
sprochen worden. Das Schwurgericht 
in der belgischen Hauptstadt ver-
urteilte am Dienstag den 38-jährigen 
Mohamed Abrini und den 33-jährigen 
Franzosen Salah Abdeslam wegen 
»terroristischen Mordes«. Das Straf-
maß für die insgesamt acht Ver-
urteilten in dem Mammutprozess 
wird ab September erwartet, Abrini 
und Abdeslam müssen mit einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe rechnen. 
In Brüssel hatten sich am 22. März 
2016 drei Selbstmordattentäter am 
Flughafen und in einer U-Bahn-
Station nahe des Europaparlaments 
in die Luft gesprengt. Dabei wurden 
32 Menschen getötet und fast 700 
weitere verletzt oder traumatisiert. 
Zu den Taten bekannte sich die 
Dschihadisten-Miliz Islamischer Staat 
(IS).  AFP/nd

EU untersucht 
Bootsunglück von Pylos
Brüssel.   Nach dem Schiffsunglück 
in Griechenland mit mehreren 
Hundert Toten will die europäische 
Bürgerbeauftragte die Rolle der EU-
Grenzschutzagentur Frontex unter-
suchen. »Es wurde berichtet, dass 
Frontex im vorliegenden Fall die 
griechischen Behörden auf die An-
wesenheit des Schiffes aufmerksam 
gemacht und Hilfe angeboten hat, 
aber es ist nicht klar, was Frontex 
darüber hinaus hätte unternehmen 
können oder sollen«, teilte Emily 
O’Reilly am Mittwoch in Brüssel mit. 
Während die Rolle der griechischen 
Behörden auf nationaler Ebene unter-
sucht werde, müsse auch die Rolle 
von Frontex geklärt werden. Die 
Ombudsfrau bat demnach um den 
formellen Bericht über die Ereig-
nisse und über Einzelheiten darüber, 
wie Informationen über Such- und 
Rettungsaktionen zwischen Frontex 
und den nationalen Behörden aus-
getauscht werden. Weitere Fragen 
betreffen die Verwendung von auf 
Booten montierten Kameras während 
gemeinsamer Operationen.  dpa/nd

Hun Sen tritt ab
Phnom Penh.   Der seit fast 40 
Jahren mit harter Hand regierende 
kambodschanische Regierungs-
chef Hun Sen hat seinen Sohn als 
seinen Nachfolger eingesetzt. »Ich 
möchte das Volk um Verständnis dafür 
bitten, dass ich das Amt des Minister-
präsidenten nicht weiterführen 
werde«, sagte der 70-jährige Auto-
krat im staatlichen Fernsehen. Die 
Uno kritisierte derweil die Umstände 
der Parlamentswahl am Sonntag, die 
ohne ernstzunehmende Oppositions-
kandidaten stattfand. Er werde die 
Macht auf seinen ältesten Sohn Hun 
Manet übertragen, erklärte der Lang-
zeitherrscher. Dieser werde eine neue 
Regierung anführen.   AFP/nd

Das Militär ist einer der profitabelsten 
Bereiche für den Einsatz von Künstli-
cher Intelligenz. Der Ukraine-Krieg liefert 
massenhaft Daten, aus denen die Anwen-
dungen lernen können.

RENÉ HEILIG

Wie auf zahlreichen anderen militärtechni-
schen und -taktischen Gebieten bietet der Krieg 
in der Ukraine bislang ungeahnte Möglichkei-
ten für Unternehmen der Software-Branche. 
Auf dem Gefechtsfeld gilt Künstliche Intelli-
genz (KI) als »disruptive Technologie«, die eine 
heutige Kriegsführung grundsätzlich verändert. 
Wer historische Vergleiche braucht, kann sich 
an den Bürgerkrieg in Spanien (1936–1939) 
erinnern: Damals schickten Firmen wie Hein-
kel, Junkers und Messerschmitt ihre moderns-
ten Kampfflugzeuge unter anderem gegen so-
wjetische Modelle in die Luft. Das verschaffte 
den deutschen Aggressoren im anschließenden 
Weltkrieg eine gewaltige Überlegenheit.

Heute geht es unter anderem darum, dass 
mithilfe vergleichsweise billiger Drohnen geg-
nerische Hochwertziele entdeckt, identifiziert 
und bekämpft werden können. Dabei hilft KI. 
Maschinen lernen, Minen zu erkennen oder 
Funk- und Radarsignale zu manipulieren. Die 
Technik vernetzt außerdem die verschiede-
nen Waffensysteme. So werden neue, komple-
xe Formen der Aufklärung, der Täuschung und 
der Truppenführung kreiert. Auffällig ist aller-
dings: Es gab viele Cyberangriffe im Ukraine-
Krieg, bisher ist ihr Einfluss aber geringer als 
befürchtet: Dank KI, sagen Experten.

Das Ausmaß der Kämpfe in der Ukraine und 
die ungeheure Anzahl der verschiedensten ein-
gesetzten Waffensysteme und Hightech-Sen-
soren lassen riesige Datenmengen entstehen. 
Für diejenigen, die sie sammeln und auswer-
ten können, sind das Ressourcen von unschätz-
barem Wert. Diverse westliche Unternehmen, 
die auf Datenanalyse spezialisiert sind, haben 
deshalb Stützpunkte in der Ukraine aufgebaut. 
Hierzu gehören etwa Clearview oder Palantir. 
Weitere, weniger bekannte Firmen sind sogar 
direkt an den Frontlinien unterwegs und be-
raten das ukrainische Militär – in vielen Fäl-
len kostenlos, denn sie profitieren selbst davon.

Man könne sich »gar nicht vorstellen, wie 
viele ausländische Unternehmen die Ukraine 
bereits als Testgebiet für ihre Produkte nutzen«, 
sagt dazu Alex Bornyakov dem Internetmaga-
zin Wired. Er ist der ukrainische Vizeminister 
für digitale Transformation und betont, das 
Land sei sich des Wertes seiner Daten durch-
aus bewusst. Diese würden aber nur herausge-
geben, »wenn man eine für beide Seiten vor-
teilhafte Zusammenarbeit anbietet«.

Auch das junge deutsche KI-Unternehmen 
Helsing hat nach eigenen Angaben ständig 
Mitarbeiter in der Ukraine. Gegründet 2021, 
war Helsing zunächst nur eines von vielen 
Münchner Start-ups: kreativ und mittel-
los. Jedoch verfügte Helsing mit Gundbert 
Scherf über einen Geschäftsführer, der in sei-
ner Zeit als Unternehmensberater bei McKin-
sey dem deutschen Verteidigungsministerium 
beim Aufbau eines »Cyber-Kommandos« ge-
holfen hat. Scherf weiß deshalb, was Mili-
tärs brauchen.

Die Finanzierung der Firma besorgte an-
schließend der Schwede Daniel Ek, der mit 
100 Millionen Euro bei Helsing einstieg. Der 
Erfinder des Musik-Streaming-Dienstes Spoti-
fy hatte zuvor die Prima-Materia-Stiftung ge-
gründet, deren Ziel ebenfalls das massenhaf-
te Datensammeln ist. Sie soll ehrgeizigsten 
europäischen Unternehmern dabei helfen, 
technologische Lösungen für die schwierigs-
ten Probleme der Gesellschaft zu finden. »Wir 
stehen an einem wichtigen Scheideweg für 
die Art von Zukunft, die wir für die Welt se-
hen wollen«, heißt es auf der Webseite der 
Stiftung.

»Wir glauben, dass Software und insbeson-
dere Künstliche Intelligenz eine Schlüsselrol-
le für den Schutz unserer Demokratien spielen 
werden. Unsere Teams entwickeln Technolo-
gien, die operative Fähigkeiten neuer und be-
stehender Verteidigungssysteme in ein neu-
es Zeitalter führen. Wir suchen Menschen, 
die unsere demokratischen Werte teilen und 
sie schützen wollen – für uns selbst und für 
künftige Generationen«, beschreibt sich Hel-
sing selbst.

So entwickelt das kleine Unternehmen of-
fenbar sehr erfolgreich Software zur Verbes-
serung der »Feindaufklärung«, verknüpft op-
tische Daten mit anderen Sensormessungen, 
integriert Wärme- und Wetterdaten, paart sie 

mit Radarmessungen. Ein Großteil der Echt-
zeit-Auswertung, das sogenannte Edge-Com-
puting, kann auch ohne Datenverbindung 
auskommen, sollte die Gegenseite den Funk 
stören.

Zukünftig will auch die Ukraine eine be-
deutende Rolle auf dem waffentechnischen 
KI-Markt spielen. Die Regierung in Kiew wol-
le zwar nach wie vor Partnerschaften und Ko-
operationen mit internationalen Unterneh-
men eingehen, sagt Nataliia Kushnerska, die 
junge Projektleiterin von Brave1 dem Maga-
zin »Wired«. Brave 1 ist eine staatliche Platt-
form zur Unterstützung des Rüstungssektors 
in der Ukraine. Laut Kushnerska ist jedoch die 
Begeisterung für westliche KI-Systeme abge-
kühlt: »Technologien, die sehr viel Geld kosten 
und in [ausländischen] Labors entwickelt wur-
den, kommen an die Front und funktionieren 
nicht.« Man lege deshalb immer mehr Wert auf 
einheimische KI-Lösungen, um das Land vor 
künftigen russischen Angriffen zu schützen.

Vielleicht steht dahinter auch die Erkennt-
nis, dass die Daten der Gefechtsfelder in der 
Ukraine von sehr hohem Wert sind und des-
halb selbst vermarktet werden sollen.

Die Ukraine setzt Künstliche Intelligenz auch aus Deutschland ein

»Technologien, die sehr viel  
Geld kosten und in [ausländischen] 
Labors entwickelt wurden, kommen 
an die Front und funktionieren 
nicht.«

Nataliia Kushnerska  Projektleiterin Brave1

Datensammler im Krieg

Ein Soldat der Ukraine kontrolliert die Aufklärung mithilfe von Drohnen.
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Igor Strelkow-Girkin ist einer der lau-
testen Befürworter des Ukraine-Kriegs. 
Wegen Kritik an Putin sitzt er jetzt im 
Gefängnis.

EWGENIY KASAKOW

»Ich war es, der den Abzug des Krieges betä-
tigt hat«, lautet das wohl berühmteste Zitat 
von Igor Girkin. Im November 2014 erzähl-
te der unter dem Kampfnamen »Strelkow« 
bekannt gewordene ehemalige Verteidi-

gungsminister der Volksrepublik Donezk vol-
ler Stolz, dass der Donbass-Krieg mit dem 
Grenzübertritt seiner »Freiwilligentruppe« 
am 11. April begann. Es war bereits der fünf-
te Krieg, an dem der ehemalige FSB-Oberst, 
überzeugte Monarchist und russische Natio-
nalist teilnahm. Held für die einen, Hassfi-
gur für die anderen, war Girkin seit dem 24. 
Februar 2022 vergeblich um einen Frontein-
satz bemüht.

Seit dem 21. Juli sitzt Girkin wegen »Auf-
rufs zur extremistischen Tätigkeit über das 
Internet« in Moskau in Haft. Und das, obwohl 
er sich Anfang Mai noch öffentlich um die 
verfassungsmäßige Ordnung Sorgen machte. 
Die sah er durch die Aktivitäten der Wagner-
Söldner Jewgeni Prigoschins in Gefahr. Kaum 
waren Girkins Warnungen vor Kontrollver-
lust des Staates über die Söldnertruppen 
und die politischen Ambitionen Prigoschins 
verhallt, marschierten die Wagner-Kämpfer 
nach Moskau und Präsident Putin sprach im 
Fernsehen von »Verrat« und Gefahr für den 
Staat. Einen Monat später ist Prigoschin auf 
freiem Fuß und Girkin hinter Gittern. Eine 
absurde Situation, die selbst liberale Oppo-
sitionelle wie Michail Chodorkowski und Ale-
xei Nawalny dazu bringt, Girkin als politi-
schen Gefangenen zu bezeichnen.

Turbulente Zeiten erlebt auch der von 
Strelkow-Girkin im April gegründete »Klub 
der verärgerten Patrioten« (KRP), eine Ver-
einigung von Donbass-Kämpfern der ersten 
Stunde, die sich um politischen Einfluss ge-
bracht sehen, und Hardlinern, die den Krieg 
bis zur »Liquidierung der ukrainischen Staat-
lichkeit« fortsetzen wollen. Erst wurde gegen 
den ehemaligen Oberst Igor Kwatschkow, der 
immer wieder versuchte, russische Nationa-
listen paramilitärisch zu organisieren, ein 
Verfahren eröffnet. Dann folgte die Festnah-
me Girkins. Zu guter Letzt wurde auch noch 
der Klubvorsitzende Pawel Gubarjew bei der 
Demo gegen Girkins Inhaftierung selbst fest-
genommen. Der frühere Neonazi Gubarjew 
war 2014 kurzzeitig »Volksgouverneur« von 
Donezk, geriet zwischendurch in ukrainische 

Gefangenschaft und meldete sich später frei-
willig für die »Spezialoperation«.

Mit der Forderung nach der Mobilisierung 
aller Ressourcen für den Sieg torpediert der 
»Klub der verärgerten Patrioten« den offizi-
ellen Kurs von Russlands Präsident Wladi-
mir Putin, der den normalen Alltag um je-
den Preis aufrechterhalten will. Auch Girkins 
Festlegung auf die Einnahme Kiews wider-
spricht der Manier der Staatsführung, Kriegs-
ziele stets nebulös zu formulieren und sich 
dadurch eine gewisse Flexibilität zu erhalten. 
Und ähnlich wie Prigoschin suchten auch die 
verärgerten Patrioten stets nach Anzeichen 
von Verrat, Korruption und Drückebergerei 
in Staat und Gesellschaft. Zwar bezeichnete 
Girkin Präsident Putin immer als »die einzi-
ge legitime Figur« in Russland, doch wuchs 
auch seine Unzufriedenheit mit der Kriegs-
führung zunehmend.

Mit seiner Rhetorik gegen prowestliche 
Eliten, die den Krieg nicht ausreichend un-
terstützen, ermöglicht Girkin zudem unge-
wöhnliche Allianzen. So zeigt Sergei Udal-
zow, Anführer der Linken Front, seit neustem 
Interesse an einem Wahlbündnis zwischen 
linkspatriotischen Kräften und dem KRP für 
die Präsidentschaftswahl nächstes Jahr, gern 
auch mit der Kommunistischen Partei.

Bereits im Februar warnte der Duma-Ab-
geordnete Oleg Matwejtschew (Einiges Russ-
land) in einem Gespräch mit dem kremlna-
hen Infoportal »Politnavigator« vor einem 
»turbopatriotischen Maidan«, der das Land 
destabilisieren könnte. Die liberale Oppositi-
on, so Matwejtschew, habe sich selbst diskre-
ditiert, weshalb nun eine Provokation durch 
die Ausnutzung der militärischen Schwierig-
keiten drohe, hinter der ausländische Kräfte 
stehen sollen. Nachdem Prigoschins »Marsch 
auf Moskau« offiziell ebenfalls zum Resul-
tat von Intrigen westlicher Geheimdienste 
erklärt wurde, geht es nun gegen die poli-
tisch ambitionierten Hardliner. Gefragt sind 
Loyalisten, die jede Wendung des politi-
schen Kurses mittragen, nicht ideologisier-
te »Turbopatrioten«.

In Russland geht der Staat nun auch gegen oppositionelle Kriegshardliner vor

Verärgerte Patrioten verärgern den Kreml

Harare.   Die bevorstehenden Wahlen in 
Simbabwe finden nach Einschätzung der 
Menschenrechtsorganisation Amnesty In-
ternational in einem Klima systematischer 
und brutaler Unterdrückung statt. Die Re-
gierung von Präsident Emmerson Mnan-
gagwa schränke  friedliche Versamm-
lungen der Opposition ein, unterdrücke 
gewaltsam Proteste und kriminalisiere 
Kritiker, teilte die Organisation am Mitt-
woch mit. 

Das 16-Millionen-Einwohner-Land im 
südlichen Afrika, das seit Jahrzehnten in 
einer tiefen Wirtschaftskrise steckt, wählt 
am 23. August einen Präsidenten und ein 
Parlament. Der 80-jährige Mnangagwa 
strebt eine zweite fünfjährige Amtszeit an.

Auf Kritik von Journalisten, Oppositi-
onsmitgliedern, Menschenrechtsaktivis-
ten und anderen Bürgern habe die Regie-
rung mit Einschüchterung, Festnahmen 
und Gewalt reagiert, so Amnesty. Ein 
von Mnangagwa Mitte Juli unterzeich-
netes »Patriotisches Gesetz« kriminali-
siere abweichende Meinungen noch sys-
tematischer, hieß es. Seit Jahresbeginn 
sind in Simbabwe Dutzende Regierungs-
kritiker und Demonstranten festgenom-
men worden. Dazu gehören der promi-
nente Journalist Hopewell Chin‹ono, der 
einen millionenschweren Korruptionsfall 
im Zusammenhang mit der Corona-Pande-
mie aufdeckte, der Aktivist Jacob Ngariv-
hume, der zu einem landesweiten Protest 
gegen Korruption aufrief, sowie die Auto-
rin und Friedenspreisträgerin Tsitsi Dan-
garembga, die für die Reform korrupter 
Institutionen in Simbabwe demonstrierte.

Auch Human Rights Watch (HRW) 
und der Dachverband Simbabwe Forum 
für Menschenrechte warnen vor einer Un-
terdrückung von Opposition und Zivilge-
sellschaft in Simbabwe. Im Januar hatte 
die Regierung bereits knapp 300 zivilge-
sellschaftlichen Organisationen die Regist-
rierung entzogen, sodass diese nicht mehr 
in Simbabwe tätig sein können.   dpa/nd

Regierung geht systematisch 
gegen Kritiker vor

Repression vor den 
Wahlen in Simbabwe
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LEISTUNGEN INKLUSIVE
5-Tage Busreise (Kopenhagen - Växjö - 
Kalmar - Huseby Bruk - Ystad - Malmö), 
4 Ü/F in Schweden (3x Raum Växjö im 
Quality Hotel Royal Corner***, 1x Raum 
Malmö im Quality Hotel View***), Fähr-
passage Rostock – Gedser – Rostock mit 
Scandlines, Fahrt über die Öresundbrücke, 
Ausflug Kalmar, Besuch Weihnachtsmarkt 
„Husebyjul“ mit Eintritt, Stadtführungen 
Kopenhagen und Malmö mit örtlicher, 
deutschsprachiger Reiseleitung

PTI-HaustürService zubuchbar!

Doppelzimmer p. P. 579 Euro
Einzelzimmer p. P. + 119 Euro
4x Abendessen + 144 Euro
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